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Vorwort 

Das Lehrbuch ist für die Lernenden geschrieben. Es gibt einen Ein- und Über-
blick über die doch nicht ganz einfache Materie des Erbrechts. 

Für den Einstieg in das Erbrecht werden zunächst die Grundbegriffe erklärt, 
um dann später die weiteren Kapitel leichter verstehen zu können.

Die Darstellung der gesetzlichen Erbfolge, einschließlich des Erbrechts der 
nichtehelichen Kinder sowie der Auswirkungen der Adoption auf die Erbfolge 
kann anhand von zahlreichen Fällen mit Lösungen nachvollzogen werden. 
Dies setzt jedoch voraus, dass die Aufgaben selbständig gelöst und die ange-
gebenen Gesetzesstellen gelesen werden. 

Daneben sind auch die wesentlichen Elemente der testamentarischen Erbfol-
ge dargestellt und ebenso mit vielen Beispielen untermalt.  

Da es ein Lehrbuch vor allem für die Ausbildung zum Justizfachwirt und den 
Geschäftstellenbeamtem am Nachlassgericht ist, wurden auch die wesentli-
chen Verfahrensabläufe und Vorschriften erläutert.   

Die Änderungen der 11. Auflage sind durch das Inkrafttreten des  FamFG zum 
01. September 2009 geprägt. Mit dem �Gesetz über das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit� (kurz: 
FamFG) hat der Gesetzgeber das FGG gesamt aufgehoben und die verfah-
rensrechtlichen Bestimmungen in das FamFG übergeführt. Desgleichen wur-
den Regelungen aus dem BGB in das FamFG integriert. Es sind daher alle 
wichtigen, das Nachlassrecht- und Verfahren betroffenen Änderungen durch 
das FamFG eingearbeitet worden.  

Mit der 12. Auflage sind die gesetzlichen Änderungen über die Mitteilungen 
der Nachlassgerichte bei Verwahrung von erbfolgerelevanten Urkunden be-
rücksichtigt worden. Die Gemeinsame Bekanntmachung für die Benachrichti-
gung in Nachlasssachen in Bayern wurde zum 01. November 2010 neu ge-
fasst.  

In diesem Zusammenhang hat der Gesetzgeber eine Verordnung zu Mitteilun-
gen in Nachlasssachen an die die Testamentsverzeichnisse führenden Stellen 
und über den Inhalt der Testamentsverzeichnisse (Testamentsverzeichnisver-
ordnung -TestVV-) erlassen, die ebenfalls eingearbeitet wurde. 
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Eine kleine redaktionelle Änderung hat sich durch das seit 01. Januar 2011 
geltende bayerische Dienstrecht ergeben. Die Geschäftsstellenverordnung 
(GeschStVO) wird nunmehr abgekürzt als GeschStV geführt. Des Weiteren 
habe ich darauf hingewiesen, dass Begrifflichkeiten wie �mittlerer Justizdienst� 
an das geltende Dienstrecht angepasst worden sind. 

Mit der 13. Auflage sind die erheblichen Änderungen vor allem im Benachrich-
tigungswesen bei der Registrierung von Testamenten verbunden. Durch die 
Schaffung eines elektronischen Zentralen Testamentsregisters bei der Bun-
desnotarkammer (ZTR) sind wichtige gesetzliche Änderungen eingetreten, die 
auch neue (elektronische) Verfahrensabläufe bei den Nachlassgerichten be-
deuten.

Berücksichtigt wurde dabei: 

Gesetz zur Modernisierung des Benachrichtigungswesens in Nachlasssachen 
durch Schaffung des Zentralen Testamentsregisters bei der Bundesnotar-
kammer vom 22. Dezember 2010 (mit Änderung der Bundesnotarordnung 
(BNotO), des Beurkundungsgesetzes (BeurkG), des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit (FamFG), des Personenstandsgesetzes (PStG) und der Perso-
nenstandsverordnung (PStV). 

Verordnung zur Einrichtung und Führung des Zentralen Testamentsregisters 
(ZTRV) vom 11. Juli 2011. 

Gesetz zur Überführung der Testamentsverzeichnisse und der Hauptkartei 
beim Amtsgericht Berlin Schöneberg in Berlin in das Zentrale Testamentsre-
gister der Bundesnotarkammer (Testamentsverzeichnisüberführungsgesetz �
TVÜG). 

Mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zum Erbrecht 
nichtehelicher Kinder hat der Bundesgesetzgeber das 2. Gesetz zur erbrecht-
lichen Gleichstellung nichtehelicher Kinder vom 12. April 2011 erlassen. Die 
Änderungen hierzu sind eingearbeitet worden. 

In der 14. Auflage sind einige redaktionelle Änderungen vorgenommen wor-
den. Die Änderungen zur Bekanntmachung über die Benachrichtigung in 
Nachlasssachen (Bayern) konnte ich im Kapitel 15 einarbeiten.

Mit der 15. Auflage dieses Buches sind die kostenrechtlichen Änderungen, die 
sich durch das am 01. August 2013 in Kraft getretene Zweite Gesetz zur Mo-
dernisierung des Kostenrechts ergeben haben, berücksichtigt worden.  

Des Weiteren werden in Bayern zum 01. Januar 2014 Richtervorbehalte aus  
§ 16 RPflG zugunsten der Übertragung auf den Rechtspfleger aufgehoben, 
sofern nicht ausländisches Recht anwendbar ist. 
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Daneben wirft die am 08. Juni 2012 vom Rat der EU-Justizminister angenom-
mene EU-Erbrechtsverordnung, die im Jahr 2015 in Kraft treten soll, ihre 
Schatten im Hinblick auf die Anwendung des Erbrechts bei internationalen 
Erbfällen voraus. Ein kurzes eigenes Kapitel soll hierauf schon einen Ausblick 
auf die Europäisierung des Erbrechts geben. 

In der 16. Auflage sind die Auswirkungen der EU-Erbrechtsverordnung (EU-
ErbVO) und des Internationalen Erbrechtsverfahrensgesetzes (IntErbVG) im 
Hinblick auf die Zuständigkeit des Nachlassgerichts im Bereich des Erb-
scheinsverfahrens thematisiert. Ebenso sind weitere Änderungen eingearbei-
tet, die sich durch Streichungen im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) und neue 
Verfahrensvorschriften im FamFG ergeben haben. 

Mit der 17. und 18. Auflage wurden vor allem redaktionelle Änderungen vor-
genommen.

Die 19. Auflage beinhaltet vor allem die Änderungen zur neuen Aktenordnung 
(AktO), die zum 01. Januar 2023 in Kraft getreten ist. Weiterhin haben die 
Landesjustizverwaltungen zum gleichen Zeitpunkt die Anordnung über die Er-
hebung von statistischen Daten der Amtsgerichte in der freiwilligen Gerichts-
barkeit (Geschäftsübersichten- GÜ) verordnet. Zum 01. Januar 2022 ist die 
Verordnung über die Aufbewahrung und Speicherung von Justizakten (Justiz-
aktenaufbewahrungsverordnung-JAktAV) in Kraft getreten. Zudem wurde die 
Benachrichtigung in Nachlasssachen neu gefasst. 

Ich nehme stets gerne und dankbar Anregungen und Hinweise zur Verbesse-
rung entgegen.

Pegnitz, im April 2023 

Uwe Wasserl 
Diplom-Rechtspfleger (FH) 

Hauptamtliche Lehrkraft 
Bayerische Justizakademie 
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1 Einführung in das Erbrecht 

1.1 Grundbegriffe des Erbrechts 

1.1.1 Das Erbrecht 

Beispiel:

Emil Erblasser ist am 31.12.2022 verstorben. Er hinterlässt seine Ehe-
frau Gerlinde und zwei Kinder, Hans und Anna. Zu seinem Vermögen 
zählt Bargeld in Höhe von 20.000,- € sowie eine Eigentumswohnung, die 
noch mit einem Darlehen von 12.000,- € belastet ist. Zu Lebzeiten hat er 
den Wunsch geäußert, feuerbestattet zu werden. 

Wo sehen Sie Berührungen zum Erbrecht?

Man wird zunächst zu dem einfachen Ergebnis kommen, Erbrecht heißt, 
bestimmte Personen (Ehefrau und Kinder) werden die Stellung des Ver-
storbenen einnehmen, sich sein Vermögen (Bargeld und Eigentums-
wohnung) teilen und für die Schulden aufkommen müssen.  

Mit dieser Einschätzung liegen Sie richtig. Im juristischen Sinne unter-
scheidet man hier zwischen objektivem und subjektivem Erbrecht.     
                          
Das Erbrecht im objektiven Sinne umschreibt die Gesamtheit aller 
Rechtsnormen, die den Übergang der privaten vermögensrechtlichen 
Rechte und Pflichten beim Tod eines Menschen regeln (§§ 1922 ff. 
BGB1).

Das Erbrecht im subjektiven Sinne bedeutet die Befugnis, die Rechts-
stellung des Verstorbenen (= Erblasser) einzunehmen. Der Erbe übt 
demnach die Herrschaft über die Erbschaft aus. Dieses Recht entsteht 
erst mit dem Tod des Erblassers. Zu diesem Zeitpunkt geht das Erbe als 
Ganzes auf den oder die Erben von selbst über (Prinzip der Univer-
salsukzession).

Für unser Ausgangsbeispiel bedeutet dies: mit dem Versterben des Emil 
Erblasser regelt das objektive Erbrecht, dass das Bargeld in Höhe von 
20.000,- € sowie die Eigentumswohnung auf seine Erben Gerlinde, Hans 
und Anna kraft Gesetzes (weil kein Testament oder Erbvertrag vorhan-
den sind) und von selbst (also ohne Erklärung des Erben) übergehen 
(vgl. § 1922). Im negativen Sinne haften diese jedoch auch für die Ver-

                                                           
1 Sämtliche Paragrafen sind die des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB); andere Gesetzesquellen sind gesondert 
beschrieben 
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bindlichkeiten in Höhe von 12.000,- € (vgl. § 1967). Das objektive Erb-
recht regelt jedoch nur die vermögensrechtlichen Folgen des Todes, so 
dass die Frage der Bestattung des Emil nicht in diesen Anwendungsbe-
reich fällt. 
Das subjektive Erbrecht bringt zum Ausdruck, dass die Erben die Stel-
lung des Erblassers einnehmen, er also das Recht verleiht bekommt, 
das Vermögen in Besitz zu nehmen und entsprechend darüber zu verfü-
gen. 

Im Überblick kann das Erbrecht wie folgt zusammengefasst werden: 

Erbrecht

                  

Objektives Erbrecht           Subjektives Erbrecht 

Summe aller Normen, die die 
Rechtsnachfolge allgemein für 
jeden Erblasser regeln (§§ 1922 
ff.)

Zustand nach dem Übergang des 
Vermögens und der Verbindlich-
keiten auf eine Person oder meh-
rere Personen, mit der diese die 
Macht und die Befugnis erhalten 
hat, die rechtliche und wirtschaft-
liche Stellung des Verstorbenen 
einzunehmen.

Kurz gesagt heißt dies, dass mit dem Sterbefall das Erbrecht (ob-
jektiv) regelt, welche Rechte und Pflichten der einzelne Rechtsnach-
folger (Erbe) subjektiv hat. 
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Wie sich die Erbfolge regelt, hängt davon ab, ob der Erblasser testamen-
tarisch verfügt oder nicht. Das heißt, es tritt entweder ein: 

gesetzliche Erbfolge, wenn der Erblasser keinen Erben in einer 
Verfügung von Todes wegen2 bestimmt hat

ODER

testamentarische Erbfolge bei entsprechender Erbeinsetzung 
durch den Erblasser mit einer Verfügung von Todes wegen (siehe 
Kapitel 3). 

1.1.2 Der Erbfall 

§ 1922.

(1) Mit dem Tode einer Person (Erbfall) geht deren Vermögen (Erb-
schaft) als Ganzes auf eine oder mehrere andere Personen (Erben) 
über.

(2) Auf den Anteil eines Miterben (Erbteil) finden die sich auf die Erb-
schaft beziehenden Vorschriften Anwendung.  

Mit dem Erbfall ist gemäß der Vorschrift des § 1922 I der Tod einer na-
türlichen Person (also eines Menschen) zu verstehen. 

Aus medizinischer Sicht ist der Tod mit Eintritt des Gesamthirntodes des 
Menschen eingetreten. Für die praktische Arbeit ist dies ohne Belang, da 
das Nachlassgericht erst tätig wird, wenn die Sterbefallmitteilung durch 
das Standesamt (Art. 35 I AGGVG) übersandt oder eine Sterbeurkunde 
vorgelegt wird.  
Bei Verschollenheit eines Menschen begründet die Todeserklärung die 
(widerlegbare) Vermutung, dass der Verschollene zu dem im Beschluss 
festgestellten Zeitpunkt verstorben ist (§ 9 I Satz 1, § 44 Verschollen-
heitsgesetz).

                                                           
2 Genaue Begriffsbestimmung siehe Kapitel 3 
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1.1.3 Die Erbschaft 

Das Vermögen des Erblassers wird gemäß § 1922 I als Erbschaft be-
zeichnet. Der Begriff „Vermögen“ ist jedoch nicht genauer definiert. 

Zum Vermögen gehören zunächst alle Aktiva und Passiva.

Beispiele für Aktiva: 

 Bargeld 
 Grundbesitz 
 Forderungen (z.B. aus Kaufvertrag, Darlehensvertrag) 
 Persönliche Habe (z.B. Schmuck, Wohnungseinrichtung) 
 Lebensversicherungen (sofern kein Bezugsrecht vorhanden ist) 
 Bausparvertrag 
 Sparkonten aller Art (z.B. Sparbuch) 
 Aktienwerte  
 Anwartschaftsrechte 

Beispiele für Passiva: 

 Schulden aus Darlehensverträgen 
 Mietschulden 
 Kaufpreisverbindlichkeiten 
 Prozesskosten 
 Unterhaltsschulden 
 Steuerschulden 

Es gibt jedoch auch Rechte des Erblassers, die nicht vererblich sind 
bzw. mit dem Tod des Berechtigten erlöschen. 

Beispiele:

 Nießbrauch, § 1061 Satz 1 
 Mitgliedschaft in einem Verein, § 38 Satz 1 
 Ausscheiden aus der OHG bei Tod eines Gesellschafters,  

§ 131 III Nr. 1 HGB3

                                                           
3 ab 01.01.2024: § 130 Abs. 1 Nr. 1 HGB 
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1.1.4 Der Erblasser 

Als Erblasser wird jeder Verstorbene bezeichnet.

Juristische Personen können keine Erblasser sein, da sie nicht „sterben“. 
Sie werden lediglich aufgelöst und liquidiert. 

Im Gesetz wird der Erblasser auch dann als solcher bezeichnet, wenn 
dieser noch lebt. Dies z.B. dann, wenn es in § 1937 heißt: „Der Erblasser
kann durch letztwillige Verfügung von Todes wegen den Erben bestim-
men“ oder wenn es in § 2346 heißt: „Verwandte sowie der Ehegatte des 
Erblassers können durch Vertrag mit dem Erblasser auf ihr gesetzliches 
Erbrecht verzichten...“ In beiden Fällen wird der Erblasser zu Lebzeiten 
tätig (Testamentserrichtung und Erbverzichtsvertrag). 

1.1.5 Der Erbe 

Wie aus § 1922 I ersichtlich ist, sind diejenigen Personen, auf die mit 
dem Tod einer natürlichen Person dessen Vermögen als Ganzes über-
geht, die Erben.  

1.1.5.1 Erbenbestimmung 

Erbe ist, wer kraft Gesetzes (gesetzlicher Erbe, §§ 1924 ff.) oder durch 
Verfügung von Todes wegen (gewillkürter Erbe aufgrund Testament oder 
Erbvertrag, § 1937, § 1941) zur Erbfolge berufen ist.  

1.1.5.2 Erbfähigkeit 

§ 1.

Die Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt mit der Vollendung der Ge-
burt.
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§ 1923.

(1) Erbe kann nur werden, wer zur Zeit des Erbfalls lebt.  

(2) Wer zur Zeit des Erbfalls noch nicht lebte, aber bereits erzeugt war, 
gilt als vor dem Erbfalle geboren.

Die Erbfähigkeit ist ein Teil der Rechtsfähigkeit (vgl. § 1). Die Erbfähig-
keit ist die Fähigkeit, ein Erbe zu sein. Rechts- und damit erbfähig ist da-
her jede natürliche und juristische Person.  

a) Natürliche Personen 

Als natürliche Personen sind alle Menschen zu verstehen. Im Zeitpunkt
des Erbfalls muss der Erbe rechtsfähig sein. Das heißt, dass der Erbe 
den Erbfall erlebt haben muss, § 1923 I. Eine Ausnahme hierzu (= Vor-
verlegung der Rechtsfähigkeit) bietet § 1923 II. Hier gilt das bereits er-
zeugte, aber noch nicht geborene Kind (sog. nasciturus) als vor dem 
Erbfall geboren. Das ungeborene Kind kann demnach, obwohl es noch 
nicht rechtsfähig ist (vgl. § 1), bereits Erbe sein. Voraussetzung ist je-
doch, dass das noch nicht geborene Kind die Rechtsfähigkeit erlangt, 
also lebend geboren wird. 

Anmerkung:

Nach deutschem Recht sind Tiere (vgl. § 90a) nicht rechtsfähig. Sie kön-
nen demnach auch nicht erben. 

Beispiel 1:

Hans Meier ist am 20.05.2022 verstorben. Er hinterlässt seine Ehefrau 
Hilde, die im 5. Monat schwanger ist. Hilde bringt ihr Kind zwei Wochen 
vor dem errechneten Geburtstermin zur Welt. 

Wer ist Erbe geworden? 

Voraussetzung, dass neben der Ehefrau Hilde das ungeborene Kind 
ebenfalls als Erbe in Frage kommt, ist, dass dieses bereits zum Zeit-
punkt des Erbfalls erzeugt war und lebend zur Welt kommt, § 1923 II. 
Dies ist hier der Fall, da Hilde am Todestag im 5. Monat schwanger war 
und laut Sachverhalt das Kind (wann auch immer) lebend zur Welt 
brachte. Daher erbt neben der Ehefrau auch das noch nicht geborene 
Kind (über die genaue Erbfolge, siehe spätere Ausführungen zur gesetz-
lichen Erbfolge Kapitel 2).
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Beispiel 2: 

Abänderung zu Beispiel 1 insofern, dass das noch nicht geborene Kind 
als Totgeburt zur Welt kommt. 

Hier ist das Kind bereits zum Zeitpunkt des Erbfalls zwar erzeugt, aber 
erlangt keine Rechtsfähigkeit, da es tot geboren wurde. Das Kind kann 
daher nicht erben. 

Problematisch sind diejenigen Fälle, in denen nicht festgestellt werden 
kann, ob ein möglicher Erbe den Erblasser tatsächlich überlebt, damit 
den Erbfall erlebt hat und Erbe ist. Diese Fragestellungen treten häufig 
bei Unglücksfällen (Verkehrsunfall etc.) oder dem so genannten erweiter-
tem Suizid auf. 

Beispiel 1: 

Der Kfz-Mechaniker Jörg Jansen ist mit seinem PKW tödlich verunglückt. 
Die Ehefrau Andrea ist ebenfalls bei dem Verkehrsunfall ums Leben ge-
kommen. Es kann nicht mehr festgestellt werden, wer zuerst verstorben 
ist. Jörg hinterlässt seine Eltern Otto und Heidi, Andrea ihre Eltern Hilmar 
und Gunda.  

Wie verhält sich die Erbfolgeregelung? 

Wir haben festgestellt, dass Erbe nur sein kann, wer den Erbfall (Tod 
des Erblassers) erlebt, § 1923 I. Fraglich ist hier, wer Erbe ist, wenn 
nicht festgestellt werden kann, wer zuerst verstorben ist. Sollte dies der 
Fall sein, so besteht die Vermutung des gleichzeitigen Versterbens
(§ 11 Verschollenheitsgesetz). Dies bedeutet, dass Andrea nicht Erbe 
nach Jörg und umgekehrt werden kann. Die Frage ist von erheblicher 
Bedeutung für die Erben des Jörg und der Andrea. Sollte Jörg seine 
Frau Andrea überlebt haben, geht das Vermögen der Andrea auf ihn und 
von ihm auf seine Erben (= Eltern Otto und Heidi) über. Die gleichen 
Überlegungen sind anzustellen, wenn Andrea ihren Mann Jörg überlebt 
haben könnte.
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Beispiel 2: 

In Abänderung zu Beispiel 1 stellt der Notfallarzt fest, dass Jörg durch 
den Unfall sofort ums Leben kam. Die Ehefrau wird noch lebend aus 
dem Autowrack gezogen und Reanimierungsmaßnahmen durchgeführt. 
Diese haben jedoch keinen Erfolg. Sie stirbt 30 Minuten nach dem Un-
fall.

Wer hat geerbt? 

Andrea hat den Erbfall von Jörg erlebt und ist damit Erbe geworden,  
§ 1923 I. Die Tatsache, dass sie 30 Minuten nach ihm verstorben ist, än-
dert hieran nichts. In der weiteren Erbfolgeabwicklung sind jedoch zwei 
Erbfälle zu behandeln. Es ist zunächst die Erbfolge nach Jörg und dann 
nach Andrea zu prüfen (siehe hierzu später unter Kapitel 2).   

b) Juristische Personen 

Juristische Personen des privaten und öffentlichen Rechts sind rechtsfä-
hig und daher erbfähig. Sie müssen zum Zeitpunkt des Erbfalls beste-
hen.

Was sind juristische Personen des privaten und öffentlichen Rechts?

Juristische Personen des Privat-
rechts

Juristische Personen des öffentli-
chen Rechts 

 Aktiengesellschaft (AG), § 1 AktG  Fiskus 

 Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (GmbH), § 13 GmbHG 

 Staatliche Porzellanmanufaktur 

 Genossenschaft, § 17 GenG  Gemeinden, z.B. Städt. Wasser-
werke

 Idealvereine, § 21 BGB  Sparkassen 

 Wirtschaftliche Vereine, § 22 
BGB 

 Universitäten 

 Stiftungen, § 80 BGB  Industrie- und Handelskammer 
(IHK)
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Personengesellschaften wie die Offene Handelsgesellschaft (OHG) oder 
die Kommanditgesellschaft (KG) sind ebenfalls rechtsfähig und daher als 
erbfähig anzusehen. 

1.2 Leitprinzipien des Erbrechts 

1.2.1 Die Gesamtrechtsnachfolge 

Die Gesamtrechtsnachfolge wird auch als Universalsukzession be-
zeichnet. Sie bedeutet, dass das Vermögen des Erblassers als Ganzes 
ohne Trennung nach Art der Gegenstände auf den oder die Erben über-
geht (§ 1922 I). Bei mehreren Erben geht das Vermögen des Erblassers 
mit dessen Tod auf die Erben zur gesamten Hand über (§§ 1922 I, 
2032). Das heißt, dass der jeweilige Erbe nicht einzelne Nachlassgegen-
stände erwirbt, sondern einen Anteil am Gesamtnachlass. Der Erbe wird, 
ohne rechtsgeschäftlich tätig werden zu müssen, Eigentümer hinsichtlich 
des gesamten Nachlasses. So geht auch (ausnahmsweise) das Eigen-
tum an unbeweglichen Sachen (= Grundbesitz) außerhalb des Grund-
buchs an den Erben über (im Normfall kann man Eigentum an Grundbe-
sitz nur durch Auflassung -Einigung- und Eintragung im Grundbuch er-
langen, §§ 873 I, 925 I BGB).  

Beispiel 1: 

Anton Adler ist am 01.01.2023 verstorben. Als seine Erben hinterlässt er 
seine Ehefrau Anna und seine Tochter Bettina. Der Nachlass besteht 
aus verschiedenen Schmuckstücken, Bargeld, einem PKW und einem 
Hausanwesen, der jeweils im Alleineigentum des Erblassers stand. 

Die Ehefrau Anna und die Tochter Bettina bilden eine Erbengemein-
schaft (§ 2032 I). Sie haben den gesamten Nachlass (Schmuckstücke, 
Bargeld, PKW und Hausanwesen) als Erben zu gleichen Teilen mit dem 
Erbfall erworben (§ 1922 I).  
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Beispiel 2: 

Wie Beispiel 1 jedoch mit dem Unterschied, dass Anton Adler in seinem 
Testament verfügt hat, dass der PKW an seine Ehefrau als Alleinerbin 
fallen soll. 

Wieder bilden Anna und Bettina eine Erbengemeinschaft. Der gesamte 
Nachlass geht ebenfalls auf beide zu gleichen Teilen über. Das Erbrecht 
kennt keine gesonderte Erbfolge in bestimmte Nachlassgegenstände. 
Das heißt, dass Anna mit dem Erbfall nicht automatisch Alleineigentüme-
rin des Pkws wird. Der PKW gehört zum Nachlass und damit beiden Er-
ben zur gesamten Hand. Die testamentarische Verfügung ist als Ver-
mächtnis (§ 1939) zu Gunsten von Anna aufzufassen. Anna wird dann 
Alleineigentümerin, wenn sie sich mit Bettina über den Übergang des Ei-
gentums einigt und der PKW an Anna übergeben wird.   

1.2.2 Privaterbrecht und Privatautonomie 

Das Privaterbrecht bringt zum Ausdruck, dass der Nachlass bei Tod des 
Erblassers nicht an den Staat fällt, sondern an Privatpersonen, also die 
gesetzlichen Erben oder die Erben, die von Todes wegen berufen sind.  

Im Rahmen des Privaterbrechts gilt auch der Grundsatz der Privatauto-
nomie, wonach jeder für sich seine erbrechtlichen Angelegenheiten per-
sönlich regeln kann. Bestes Beispiel hierfür ist, dass der Erblasser durch 
Testament oder Erbvertrag frei bestimmen kann, an wen mit seinem Tod 
sein Vermögen übergehen soll (= Testierfreiheit).

1.2.3 Familienerbfolge  

Die Familienerbfolge regelt vom Grundsatz her, dass das Vermögen des 
Erblassers kraft Gesetzes auf seine Verwandten und seinen Ehegatten 
übergeht (vgl. §§ 1924 ff., 1931), soweit der Erblasser keine abweichen-
de Verfügung von Todes wegen getroffen hat.  
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Hiermit wird klar, dass der Gesetzgeber der Testierfreiheit den Vorrang 
vor der Familienerbfolge gibt, indem der Erblasser die zur Erbfolge beru-
fenen nächsten Verwandten von der Erbfolge ausschließen kann. Diese 
werden in gewisser Weise nur durch das bestehende Pflichtteilsrecht  
(§§ 2303 ff.) geschützt. Dadurch konnte also ein Ausgleich zwischen der 
Testierfreiheit und der Familienerbfolge gefunden werden.   
               

1.2.4 Haftung für Nachlassverbindlichkeiten 

       
Mit dem Anfall der Erbschaft an den Erben haftet dieser auch für die 
Schulden des Erblassers sowie die durch den Erbfall entstandenen Ver-
bindlichkeiten (§ 1967). Der Erbe haftet grundsätzlich unbeschränkt auch 
mit seinem Privatvermögen. Die Haftung kann dieser aber auf den Nach-
lass beschränken (Nachlassverwaltung, Nachlassinsolvenzverfahren,  
§§ 1975 ff.). 
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2 Gesetzliche Erbfolge 

2.1 Verwandtenerbrecht innerhalb der 1. bis 3. Ordnung 

Nach den §§ 1924 ff.  BGB haben die Verwandten des Erblassers ein 
gesetzliches Erbrecht. Der Begriff Verwandtschaft ist im Familienrecht 
unter § 1589 definiert.  

Zu den Verwandten gemäß § 1589 gehören demnach: 

Verwandte in gerader Linie: Kinder, Enkel, Urenkel, Eltern, 
Großeltern, usw. 

Verwandte in der Seitenlinie: Geschwister, Neffen, Nichten, Cou-
sinen sowie deren Abkömmlinge

Das Erbrecht kennt insgesamt 5 Ordnungen und die ferneren Ord-
nungen:

- 1. Ordnung: Abkömmlinge (Kinder, Kindeskinder) des Erblassers,         
§ 1924 I 

- 2. Ordnung: Eltern des Erblassers und deren Abkömmlinge,        
§ 1925 I 

- 3. Ordnung: Großeltern des Erblassers und deren Abkömmlinge,   
§ 1926 I 

- 4. Ordnung: Urgroßeltern des Erblassers und deren Abkömmlinge,  
§ 1928 I 

- 5. Ordnung: Ururgroßeltern des Erblassers und deren Abkömmlinge, 
§ 1929 I 

Das Gesetz wählt entsprechend der Einteilung nach Ordnungen aus den 
Verwandten des Erblassers dessen gesetzliche Erben aus.  

Merke:

Ein Verwandter ist dabei nicht zur Erbfolge berufen, solange ein 
Verwandter einer vorhergehenden Ordnung vorhanden ist, § 1930. 
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Als Stammbaum sieht dies demnach so aus: 

                                   

                                      3. Ordnung       § 1926

                                                2. Ordnung § 1925 

                                                                  Erblasser
                                          

                                      

1. Ordnung 
                                                                                                        § 1924 

                                                                                                                                                      

2.2 Erben der 1. Ordnung

§ 1924.

(1) Gesetzliche Erben der ersten Ordnung sind die Abkömmlinge des 
Erblassers.

(2) Ein zur Zeit des Erbfalls lebender Abkömmling schließt die durch ihn 
mit dem Erblasser verwandten Abkömmlinge von der Erbfolge aus.

(3) An die Stelle eines zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebenden Ab-
kömmlings treten die durch ihn mit dem Erblasser verwandten Abkömm-
linge (Erbfolge nach Stämmen).

(4) Kinder erben zu gleichen Teilen.  
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